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Die Tücken des Frühwarnsystems
nach § 45 a AMFG In der Praxis sind betriebliche Restruk-

turierungen in vielen Fällen mit Perso-
nalabbau verbunden. Werden dabei die Schwellenwerte laut § 45a Abs 1 Arbeitsmarkt-
servicegesetz (AMFG) überschritten, ist der Arbeitgeber verpflichtet, die beabsichtigte Be-
endigung der Arbeitsverhältnisse rechtzeitig dem Arbeitsmarktservice (AMS) anzuzeigen.
Tut er dies nicht, sind die erfolgten Beendigungen unwirksam. In der Praxis bereitet die
Handhabung dieser Bestimmung nicht zuletzt aufgrund der jüngsten E des OGH1) immer
wieder Probleme, die im Beitrag näher behandelt werden.

STEFAN KÜHTEUBL / KARIN PUSCH

A. Einleitung
Unbestritten obliegt dem Betriebsinhaber die Ent-
scheidung über die Setzung und Ausgestaltung von
Restrukturierungsmaßnahmen, er hat dabei jedoch
die zwingenden arbeitsrechtlichen (Schutz-)Bestim-
mungen sowie Informations- und Mitwirkungs-
rechte der Belegschaftsvertretung zu beachten. Zu
diesen Schutzbestimmungen zählt insb § 45 a
AMFG, dessen Sinn und Zweck2) darin besteht, die
Arbeitsmarktverwaltung möglichst früh über die
Freisetzung einer größeren Anzahl an Arbeitnehmern
auf den Arbeitsmarkt zu verständigen.3) Insb soll die
Arbeitsmarktverwaltung bereits vor der tatsächlichen
Beendigung der Arbeitsverhältnisse arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen, etwa Vermittlungsbemühun-
gen, setzen können.4)

Gem § 45a Abs 1 AMFG hat der Arbeitgeber die
nach dem Standort des Betriebs zuständige regionale
Geschäftsstelle des AMS durch schriftliche Anzeige
zu verständigen, wenn er beabsichtigt, innerhalb
von 30 Tagen Arbeitsverhältnisse von
& mindestens fünf Arbeitnehmern in Betrieben mit

in der Regel mehr als 20 und weniger als 100 Be-
schäftigten,

& mindestens 5% der Arbeitnehmer in Betrieben
von 100 bis 600 Beschäftigten,

& mindestens 30 Arbeitnehmern in Betrieben mit in
der Regel mehr als 600 Beschäftigten oder

& mindestens fünf Arbeitnehmern, die das 50. Le-
bensjahr vollendet haben, aufzulösen.

Der Arbeitgeber hat die Anzeige an das AMS nach
§ 45 a Abs 2 AMFG mindestens 30 Tage vor der
„ersten Erklärung der Auflösung“ eines Arbeitsverhält-
nisses zu erstatten.

§ 45a AMFG beruht auf der RL 98/59/EG zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Massenentlassungen v 20. 7. 1998 und
ist daher richtlinienkonform auszulegen. Sämtliche
Begriffe des § 45 a AMFG sind daher in einem euro-
parechtlichen und nicht (bloß) nationalen Kontext
zu interpretieren.

B. Zu den erfassten Beendigungsarten
§ 45 a Abs 1 AMFG gilt bei der Auflösung von Ar-
beitsverhältnissen durch den Arbeitgeber. Aus dem

Gesetz geht nicht hervor, welche Arten von Beendi-
gungen von § 45a Abs 1 AMFG erfasst sind. Ledig-
lich § 45a Abs 5 AMFG spricht davon, dass in Ver-
letzung der Pflichten nach Abs 1 und 2 leg cit ausge-
sprochene Kündigungen unwirksam sind.5)

§ 45 a AMFG erfasst somit jedenfalls ordentliche
Arbeitgeberkündigungen.6) Laut OGH7) sind jedoch
auch vom Arbeitgeber initiierte einvernehmliche Auf-
lösungen von § 45 a Abs 1 AMFG erfasst. Dem ar-
beitsmarktpolitischen Zweck des § 45 a AMFG
könne nämlich nur dann sinnvoll Rechnung getra-
gen werden, wenn sämtliche vom Arbeitgeber initi-
ierte Beendigungen von Arbeitsverhältnissen auf die
Schwellenwerte nach § 45 a Abs 1 AMFG anzurech-
nen sind.8) Darüber hinaus sind uE9) auch Änderungs-
kündigungen in die Schwellenwerte nach § 45 a
Abs 1 AMFG einzubeziehen, zumal der Arbeitgeber
durch den Ausspruch einer Änderungskündigung
beabsichtigt, das Arbeitsverhältnis zu beenden, und
die vom Arbeitgeber initiierte Beendigung nur mehr
dann nicht eintritt, wenn der Arbeitnehmer die vom
Arbeitgeber gestellten Bedingungen (zB Zustim-
mung zu einem niedrigeren Gehalt) annimmt.
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Bei der Berechnung der Schwellenwerte anläss-
lich von Restrukturierungsfällen ist zu beachten, dass
nicht nur die vom Arbeitgeber aufgrund der Restruk-
turierung als erforderlich angesehenen Auflösungen,
sondern auch von ihm aus anderen Gründen ge-
wünschte Beendigungen (zB Kündigungen aufgrund
mangelhafter Performance) als Auflösungen iSd
§ 45a AMFG gelten. Das Gesetz unterscheidet nicht
zwischen Auflösungen iZm einer Restrukturierung
und Auflösungen aus sonstigen Gründen. Dieser
Umstand ist bei der Planung einer Restrukturierung
und der Berechnung der Schwellenwerte unbedingt
zu beachten.

Im Umkehrschluss sind sämtliche vom Arbeit-
nehmer ausgehenden Beendigungen, also Arbeitneh-
merkündigungen sowie vom Arbeitnehmer veran-
lasste einvernehmliche Beendigungen, nicht in die
Schwellenwerte nach § 45 a Abs 1 AMFG einzurech-
nen. Nicht erfasst sind zudem
& (gerechtfertigte und ungerechtfertigte) Entlassun-

gen,
& Beendigungen befristeter Arbeitsverhältnisse

durch Zeitablauf,
& einvernehmliche Arbeitsvertragsübernahmen10)

und
& Beendigungen von Arbeitsverhältnissen während

der Probezeit.11)

Praxistipp

Da vom Arbeitnehmer initiierte Beendigungen
nicht vom Anwendungsbereich des § 45 a Abs 1
AMFG erfasst sind, empfiehlt es sich, eine Been-
digungsinitiative des Arbeitnehmers ausdrücklich
schriftlich festzuhalten. Dadurch können sich Ar-
beitgeber im Ernstfall schwierige Beweisfragen er-
sparen.

C. Zur Ermittlung der im Betrieb
beschäftigten Personen

In der Praxis verursacht die Ermittlung der im Be-
trieb beschäftigten Person immer wieder Unsicher-
heiten. Die in § 45 a Abs 1 AMFG festgelegten
Schwellenwerte, bei deren Erreichen die Melde-
pflichten und Sperrfristen des § 45 a Abs 1 AMFG
greifen, sind nämlich abhängig von der Anzahl der
im Betrieb „in der Regel“ beschäftigten Personen.

1. Zum Betriebsbegriff
Nach der Rsp des EuGH ist der in der Massenentlas-
sungsRL nicht definierte Betriebsbegriff gemein-
schaftsrechtlich autonom und somit einheitlich aus-
zulegen. Bei der Beurteilung des Vorliegens eines Be-
triebs ist daher nicht auf §§ 34, 35 ArbVG, sondern
vorrangig auf den europarechtlichen Betriebsbegriff
Bedacht zu nehmen.12)

Ein Betrieb iSd Art 1 Abs 1 Massenentlas-
sungsRL ist laut EuGH13) jene Einheit, der die von
der Entlassung betroffenen Arbeitnehmer zur Erfül-
lung ihrer Aufgabe angehören, ohne dass es darauf
ankommt, ob die fragliche Einheit eine Leitung
hat, die selbständig Massenentlassungen vornehmen
kann. Beim Betrieb eines Unternehmens handelt es

sich um eine unterscheidbare Einheit von gewisser
Dauerhaftigkeit und Stabilität, die zur Erledigung ei-
ner oder mehrerer bestimmter Aufgaben bestimmt ist
und über eine Gesamtheit von Arbeitnehmern sowie
über technische Mittel und eine organisatorische
Struktur zur Erfüllung dieser Aufgaben verfügt. Eine
rechtliche, wirtschaftliche, finanzielle, verwaltungs-
mäßige oder technologische Autonomie des Betriebs
ist aber nicht erforderlich.14)

Dieser Betriebsbegriff ist daher weiter als jener
des ArbVG. Die Verständigungspflicht nach § 45 a
AMFG kann daher bereits ausgelöst werden, wenn
die Schwellenwerte des § 45 a Abs 1 AMFG in ein-
zelnen Arbeitsstätten nach ArbVG oder in einzelnen
organisatorisch sowie – im oben beschriebenen Sinn
– eigenständigen Betriebsteilen überschritten wer-
den, obwohl auf der Ebene des Gesamtbetriebs iS
des ArbVG die Schwellenwerte noch nicht erreicht
worden wären.15)

Praxistipp

Die Ermittlung der Anzahl der in einem Betrieb in
der Regel beschäftigten Arbeitnehmer ist für die
Berechnung der Schwellenwerte nach § 45 a
Abs 1 AMFG von entscheidender Bedeutung. Ge-
rade in organisatorisch stark „gegliederten“Unter-
nehmen, in denen – aus welchen Gründen auch
immer – nur ein Betriebsrat besteht, ist bei der
Vorbereitung einer Restrukturierungsmaßnahme
genau zu hinterfragen, ob allenfalls bereits Teilbe-
reiche des Unternehmens den Betriebsbegriff nach
der MassenentlassungsRL erfüllen. Daraus kann
sich allenfalls sogar ergeben, dass eine Restruktu-
rierungsmaßnahme nicht meldepflichtig ist, weil
diese auf mehrere Betriebe iS der Massenentlas-
sungsRL „aufzuteilen“ ist und dadurch die
Schwellenwerte, für den jeweiligen Betrieb be-
trachtet, nicht erreicht werden.

2. Zu den beschäftigten Personen
Nach demDurchführungserlass16) zum Frühwarnsys-
tem sind bei der Ermittlung der Beschäftigtenanzahl
sämtliche in unselbständiger Beschäftigung stehende
Personen des Betriebs, einschließlich Lehrlinge und
leitende Angestellte, zu erfassen. Präsenz- und Zivil-
diener sowie Karenzurlauber sind nur einmal zu be-
rücksichtigen, sodass die als Ersatz eingestellten Ar-
beitnehmer nicht zählen. Inwiefern freie Dienstneh-
mer in den Beschäftigtenstand mitzuzählen sind, ist
in der Lehre17) strittig. UE hat die Anzahl der freien
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Dienstnehmer außer Betracht zu bleiben, weil § 45 a
AMFG klar von „Arbeitsverhältnissen“ und „Arbeit-
nehmern“ spricht.

Nach dem bereits erwähnten Durchführungser-
lass18) und dem vom AMS online zur Verfügung ge-
stellten Formular19) „Anzeige über die beabsichtigte
Auflösung von Arbeitsverhältnissen gemäß § 45 a
AMFG“ ist die durchschnittliche Beschäftigtenan-
zahl an den letzten drei der Verständigung des
AMS vorangegangenen Monatsletzten relevant.

Die jüngste E des OGH20) lässt an der Richtigkeit
dieses Zeitpunkts allerdings Zweifel aufkommen.
Der OGH ermittelte offenbar die für die Berech-
nung der Schwellenwerte maßgebliche Beschäftigte-
nanzahl anhand einer „starren“ Berechnungsmethode
zum Zeitpunkt der ausdrücklich erklärten Absicht
zur Beendigung. UE könnten Schwankungen der Be-
schäftigtenanzahl dadurch aber nicht berücksichtigt
werden. Darüber hinaus ist nach dem klaren Wort-
laut des Gesetzes („in der Regel“) ersichtlich, dass das
Abstellen auf einen konkreten Zeitpunkt nicht dem
Willen des Gesetzgebers entspricht. Aus unserer
Sicht bestehen daher die besseren Argumente dafür,
dass bei der Ermittlung der Beschäftigtenanzahl von
einer durchschnittlichen Berechnungsmethode (iS
des Durchführungserlasses) auszugehen ist.

Praxistipp

Um jegliches Risiko der Unwirksamkeit der von
einer Restrukturierungsmaßnahme erfassten Be-
endigungen abzumildern, empfiehlt es sich, bei
Ermittlung der Schwellenwerte, die vom OGH
zuletzt postulierte „zeitpunktbezogene“ als auch
die bisher gängige „durchschnittliche“ Berech-
nungsmethode durchzuführen. Sollte der Schwel-
lenwert bei nur einer der beiden Berechnungsme-
thoden überschritten werden, sollte das AMS gem
§ 45a AMFG verständigt werden.

D. Verständigungszeitpunkt des AMS
In seiner jüngsten E zu § 45 a AMFG beschäftigte
sich der OGH vorrangig mit der Frage, zu welchem
Zeitpunkt die Verständigungspflicht des Arbeitge-
bers an das AMS ausgelöst wird. Wann steht fest,
dass ein Arbeitgeber beabsichtigt, eine die Schwellen-
werte nach § 45a Abs 1 AMFG überschreitende An-
zahl an Arbeitsverhältnissen zu beenden?

In dem der E zu Grunde liegenden Sachverhalt
hatte der Arbeitgeber einer die Schwellenwerte über-
schreitenden Anzahl an Arbeitnehmern den Ab-
schluss einvernehmlicher Auflösungsvereinbarungen
angeboten, ohne das AMS zu informieren. Innerhalb
von 30 Tagen nach Legung der Angebote kam es zur
Kündigung eines Arbeitnehmers, der dieses Angebot
nicht angenommen hatte. Der OGH kam dabei zum
Ergebnis, dass nicht der Zeitpunkt des Abschlusses
der Auflösungsvereinbarungen, sondern bereits die
zuvor feststehende Absicht des Arbeitgebers die An-
zeigepflicht an das AMS auslöst. Diese Absicht ma-
nifestiere sich in der Unterbreitung eines annahme-
bedürftigen Angebots zur einvernehmlichen Auflö-
sung und dadurch, dass der Arbeitgeber den Arbeit-

nehmern einen „Frühabschlussbonus“ für den Fall
der Zustimmung zum Auflösungsangebot des Ar-
beitgebers innerhalb einer Frist von ca drei Wochen
nach Unterbreitung des Angebots in Aussicht stellte.

Das Ergebnis des OGH ist bei isolierter Betrach-
tung des § 45 a Abs 1 AMFG nachvollziehbar. Aller-
dings darf diese Bestimmung nur in der Zusammen-
schau mit dem nachfolgenden Abs 2 gelesen werden.
Nach dieser Bestimmung muss die Anzeige mindes-
tens 30 Tage vor der ersten Erklärung der Auflösung
erstattet werden. Das Zusammenspiel dieser beiden
Absätze scheint aufgrund der Ausführungen des
OGH nunmehr etwas unklar.

Vor allem bereitet nämlich der Terminus „beab-
sichtigen“ Auslegungsschwierigkeiten. Bei Restruk-
turierungsprozessen ist oftmals bis zuletzt unklar,
wie viele Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren
(müssen). Die Standortleiter versuchen mit allen
Mitteln, alternative Maßnahmen zum Personalabbau
zu entwickeln und die Eigentümer von der Richtig-
keit dieser Maßnahmen zu überzeugen. Auf der an-
deren Seite wollen die Arbeitnehmer möglichst rasch
Klarheit darüber haben, ob ihr Arbeitsplatz wegfällt
und wenn ja, welches finanzielle Angebot der Arbeit-
geber ihnen machen kann. Es besteht daher oftmals
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ein frühzeitiges Informationsbedürfnis. Standortlei-
ter müssen diesfalls darauf achten, dass den Arbeit-
nehmern keine konkreten Angebote zur Auflösung
der Arbeitsverhältnisse überreicht werden, sondern
diese bloß allgemein darüber informiert werden, dass
bestenfalls einvernehmliche Auflösungen angestrebt
und entsprechende Auflösungspakete geschnürt wer-
den.

Aufgrund der nunmehrigen Rsp desOGH ist auch
die zeitliche Einplanung des betriebsverfassungsrecht-
lichen Vorverfahrens neu zu bewerten. Gem § 105
Abs 1 ArbVG hat der Betriebsinhaber vor jeder Kün-
digung den Betriebsrat zu verständigen, der innerhalb
einer Woche dazu Stellung nehmen kann. Wenn nun
der Arbeitgeber dem Betriebsrat gem § 105 ArbVG
mitteilt, dass er eine die Schwellenwerte des § 45 a
Abs 1 AMFGübersteigende Anzahl an Arbeitsverhält-
nissen durch Kündigung beenden möchte, jedoch
dem AMS keine Meldung macht und innerhalb eines
darauffolgenden 30-Tage-Zeitraums auch bloß eine
Kündigung ausspricht, ist diese Kündigung im Lichte
der nunmehrigen Rsp unwirksam.

E. Zeitliche Streuung von Kündigungen
Nach stRsp des OGH wandert der 30-tägige Zeit-
raum des § 45 a Abs 1 AMFG kontinuierlich, sodass
der Arbeitgeber durch die zeitliche Streuung von
Kündigungen oder einvernehmlichen Auflösungen
das Erreichen der Schwellenwerte nach Abs 1 verhin-
dern und so die Frühwarnpflicht vermeiden kann.
Dieser Ansatz wurde auch in der jüngsten E des
OGH nicht in Frage gestellt.

Allerdings ist unklar, ob bzw inwiefern sich die
einzelnen nunmehr relevanten Zeitpunkte, nämlich
die „Manifestierung“ der Beendigungsabsicht des Ar-
beitgebers (zumeist aber nicht zwingend erst) durch
Unterbreitung von Auflösungsangeboten, die An-
nahme des Auflösungsangebots durch den Arbeit-
nehmer, die Verständigung des Betriebsrats über be-
absichtigte Kündigungen gem § 105 Abs 1 ArbVG
sowie der Ausspruch der Kündigung, auf die Berech-
nung des Schwellenwerts nach § 45 a Abs 1 AMFG
auswirken bzw in welchem Verhältnis diese zueinan-
der stehen.
Beispiel:
Ein Arbeitgeber beschäftigt in einem Betrieb iSd Massen-
entlassungsRL 80 Arbeitnehmer und muss sich aufgrund
einer Betriebseinschränkung von insgesamt sieben Arbeit-
nehmern trennen. Der Arbeitgeber unterbreitet am 3. 2.
2020 vier Arbeitnehmern ein Angebot zur einvernehmli-
chen Beendigung. Zwei Arbeitnehmer nehmen dieses An-
gebot am 12. 2. 2020 und zwei am 22. 2. 2020 an. Geht
man davon aus, dass ausschließlich der Zeitpunkt der Un-
terbreitung der einvernehmlichen Beendigungen relevant
ist, kann der Arbeitgeber den drei weiteren Arbeitnehmern
frühestens ab dem 4. 3. 2020 ein Angebot zur einvernehm-
lichen Beendigung unterbreiten. Ist allerdings neben dem
Zeitpunkt der Unterbreitung der Auflösungsvereinbarun-
gen zusätzlich der Zeitpunkt der Annahme der Auflösungs-
vereinbarung relevant, könnte der Arbeitgeber erst ab dem
13. 3. 2020 (30 Tage nach der Annahme des Angebots
durch zwei Arbeitnehmer) zwei weiteren Arbeitnehmern
ein Angebot zur einvernehmlichen Auflösung unterbreiten.
Das dritte Angebot könnte der Arbeitnehmer erst ab dem
23. 3. 2020 (30 Tage nach dem 22. 2. 2020) unterbreiten.

Praxistipp

Um jegliches Risiko der Unwirksamkeit der Kün-
digungen bzw einvernehmlichen Auflösungsver-
einbarungen zu verhindern, sollten beide Zeiträu-
me, also ab Unterbreitung der Auflösungsverein-
barung und ab Annahme der Vereinbarung durch
den Arbeitnehmer, beobachtet und die Schwellen-
werte innerhalb dieser Zeiträume nicht überschrit-
ten werden. Aus Sicht der Praxis ist aufgrund der
nunmehrigen Rsp des OGH die Handhabbarkeit
der „zeitlichen Streuung“ maßgeblich erschwert
worden.

F. Rechtsfolgen der Verletzung
des § 45 a AMFG

Gem § 45a Abs 5 AMFG sind Kündigungen, die eine
über die Schwellenwerte des Abs 1 hinausgehende
Auflösung von Arbeitsverhältnissen bezwecken und
& vor Einlagen der Anzeige an die zuständige regio-

nale Geschäftsstelle des AMS oder
& nach Einlangen der Anzeige innerhalb der Sperr-

frist von 30 Tagen ausgesprochen wurden,
rechtsunwirksam.

Unklar war, ob ausschließlich Kündigungen oder
auch einvernehmliche Auflösungen aufgrund der
Verletzung des § 45a AMFG rechtsunwirksam sind.
§ 45a Abs 5 AMFG regelt die Rechtsunwirksamkeit
von Kündigungen, „die eine Auflösung von Arbeitsver-
hältnissen bezwecken“. In der Literatur ist diese Frage
strittig: Löschnigg/Standeker21) vertreten die Ansicht,
dass einvernehmliche Auflösungen, die entgegen
den Bestimmungen in § 45 a AMFG vereinbart wur-
den, unwirksam sind. Olt22) hingegen sieht einver-
nehmliche Auflösungen auch dann als rechtswirksam
an, wenn sie vor Einlangen der Anzeige beim AMS
bzw innerhalb der Sperrfrist abgeschlossen werden.

Der OGH stellt in seiner jüngsten E klar, dass
Kündigungen und einvernehmliche Auflösungenman-
gels Einhaltung des vorgeschriebenen Verfahrens
nach § 45 a AMFG von vornherein rechtsunwirksam
sind. Sämtliche Arbeitnehmer, die unter Missach-
tung der Bestimmungen in § 45 a AMFG ordentlich
gekündigt oder mit denen einvernehmliche Auflö-
sungsvereinbarungen abgeschlossen wurden, könn-
ten somit eine Klage auf Feststellung des aufrechten
Bestands ihres Arbeitsverhältnisses erheben oder
Kündigungsentschädigung gem § 29 AngG geltend
machen.

G. Informations- und Konsultations-
rechte des Betriebsrats

Gem § 109 Abs 1 Z 1a ArbVG ist die beabsichtigte
Beendigung einer bestimmten Anzahl an Arbeitsver-
hältnissen nach § 45 a AMFG als Betriebsänderung zu
qualifizieren. Bei einer Betriebsänderung hat der Ar-
beitgeber den zuständigen Betriebsrat zu einem Zeit-
punkt, in einer Weise und in einer inhaltlichen Aus-
gestaltung zu informieren, die es diesen ermöglichen,
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die möglichen Auswirkungen der geplanten Maß-
nahme eingehend zu bewerten und eine Stellung-
nahme zu der geplanten Maßnahme abzugeben.
Auf Verlangen des Betriebsrats hat der Betriebsinha-
ber mit ihm eine Beratung durchzuführen.

Das Gesetz sieht keine bestimmte Frist vor, in-
nerhalb derer die Information des Betriebsrats zu er-
folgen hat. Es empfiehlt sich jedoch, die Information
nach § 109 ArbVG erst dann vorzunehmen, wenn
der Planungsvorgang einen Grad der Konkretisie-
rung erreicht hat, der die tatsächliche Inangriff-
nahme der Umsetzung der Maßnahme als (deutlich)
überwiegend wahrscheinlich erscheinen lässt.23) Der
Inhalt der schriftlichen Information ist in § 109
Abs 1 a ArbVG näher geregelt.

Darüber hinaus haben Arbeitgeber die Durch-
schrift der Anzeige an das AMS gleichzeitig an den
Betriebsrat, sollte kein Betriebsrat bestehen, an die
voraussichtlich betroffenen Arbeitnehmer zu über-
mitteln. Nach § 45 a Abs 3 letzter Satz AMFG ist
dem AMS zudem die Konsultation des Betriebsrats
nach § 109 Abs 1 Z 1a und Abs 1 a ArbVG nachzu-
weisen. In den für die Anzeige nach § 45 a AMFG zu
verwendenden Formularen ist zu diesem Zweck die

Unterfertigung durch den Betriebsrat vorgesehen.
Sollte sich der Betriebsrat – aus welchen Gründen
auch immer – weigern, das Anzeigeformular zu un-
terfertigen, so ist dies entsprechend zu vermerken.

Wie oben erwähnt, ist zu beachten, dass die Ver-
pflichtung des Arbeitgebers nach § 105 ArbVG auch
im Fall von Massenentlassungen bestehen bleibt. Das
bedeutet, dass der Arbeitgeber den Betriebsrat nach
§ 105 ArbVG auch bei Auslösung des Frühwarnsys-
tems mindestens eine Woche vor Ausspruch jeder
einzelnen Kündigung zu informieren hat und der Be-
triebsrat zu jeder Kündigung eine Stellungnahme ab-
geben kann.

SCHLUSSSTRICH

Das Frühwarnsystem gem § 45a AMFG weist ei-
nige Fallstricke auf – übersieht ein Arbeitgeber
diese, können betriebsbedingte Beendigungen un-
wirksam sein.

23) Ähnlich wie hierWinkler in Tomandl, Arbeitsverfassungsgesetz § 109
ArbVG Rz 5.


